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Gemeinsame Presseerklärung von WBGU, UBA und SRU anlässlich der UN-Klimakonferenz in Durban  

Handeln und Verhandeln in Durban 

Klimaberater der Bundesregierung setzen weiter auf UN-

Klimaprozess - Fortschrittsallianzen sollen Klimaschutz stärken 

Keine Entwarnung beim Klimawandel: Die weltweiten Treibhausgasemissionen haben einen 

neuen Höchststand erreicht - nie wurde in der Menschheitsgeschichte so viel Kohlendioxid 

(CO2) aus fossilen Brennstoffen in die Atmosphäre entlassen, wie im Jahr 2010. Ein 

politischer Kraftakt ist notwendig, um bei der UN-Klimakonferenz in Durban wirksame 

Regeln zur Emissionsminderung zu vereinbaren. Das Kyoto-Protokoll, der bislang einzige 

internationale Vertrag mit verbindlichen Minderungszielen, läuft Ende 2012 aus. Wichtige 

Emittenten wie die Vereinigten Staaten haben das Kyoto-Protokoll nie unterzeichnet. 

Führende Klimaberater der Bundesregierung setzen dennoch weiter auf den UN-

Klimaprozess: Nur mit einem rechtsverbindlichen Abkommen unter dem Regime der 

Vereinten Nationen lasse sich der Klimawandel in den Griff bekommen, sagten hochrangige 

Vertreter von UBA, WBGU, SRU und PIK auf einer gemeinsamen Pressekonferenz vor dem 

Start der 17. Vertragsstaatenkonferenz der UN-Klimarahmen-Konvention im 

südafrikanischen Durban. 

Zugleich sollte die EU unverzüglich ihre Zusammenarbeit mit anderen Staaten, die zu einem 
raschen Übergang in Richtung einer klimaverträglichen Wirtschaft bereit sind, forcieren. Nur durch 
erfolgreiche Fortschrittsallianzen können die Verweigerer des Klimaschutzes unter Zugzwang 
gesetzt werden. Zudem sollte die EU mit gutem Beispiel vorangehen und mit der Zusage nach 
Durban fahren, bis 2020 die Treibhausgase um 30 Prozent zu reduzieren. Dazu sind verbindliche 
Energieeffizienzziele und verbindliche Ausbauziele für die erneuerbaren Energien erforderlich. 

„In Durban müssen die Weichen für eine schnelle Trendumkehr bei den globalen Klimagas-
Emissionen gestellt werden. Dazu muss der Abschluss eines neuen umfassenden und 
rechtsverbindlichen Klimaschutzabkommens auf den Weg gebracht werden, damit es auch nach 
2012 weltweit verbindliche Ziele im Klimaschutz gibt‘‘, sagte Jochen Flasbarth, Präsident des 

Umweltbundesamtes (UBA). „Der Prozess dahin ist langwierig und schwierig. Wir müssen die 
Treibhausgaskonzentration in der Atmosphäre aber langfristig auf einem Niveau stabilisieren, das 
die Erwärmung auf maximal 2 Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen Niveau begrenzt. Das 
kann nur mit beherzten Schritten erreicht werden‘‘, so Flasbarth. „Wir müssen die Vereinbarungen 
der Klimakonferenz von Cancún zügig umsetzen. Schon heute gibt es konkrete Ansatzpunkte: Etwa 
beim Waldschutz in Entwicklungsländern, beim klimaverträglichen Umbau unserer 
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Energieversorgung und bei der Umlenkung von Investitionen in klimaverträgliche Infrastrukturen. 
Wichtig ist es, einen bruchlosen Übergang vom geltenden Kyoto-Protokoll zu einem neuen 
umfassenden Klimavertrag zu gewährleisten ‘‘, sagte Flasbarth.  

Dirk Messner, stellvertretender Vorsitzender des Wissenschaftlichen Beirat der 

Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU) betont: „Der 
Klimaverhandlungsprozess droht in eine ziellose Routine abzugleiten. Deshalb ist es wichtig, dass 
in Durban ambitionierte Beschlüsse angesteuert werden. Ein Signal wäre es, festzulegen, bis wann 
die Trendumkehr bei den Emissionen erreicht werden soll.‘‘ Messner unterstreicht die Bedeutung, 
die Transformation zur Klimaverträglichkeit zu beschleunigen: „Das globale Energiesystem kann so 
transformiert werden, dass eine Begrenzung auf zwei Grad Celsius möglich ist. Investitionen in den 
Klimaschutz zahlen sich langfristig in den Industrie- und Entwicklungsländern aus. Es wird immer 
deutlicher, dass die Finanzmarkt- und die Klimakrise nur gemeinsam gelöst werden können. 
Nachhaltiges Wachstum, nachhaltige Finanzsysteme und der Übergang zu einer klimaverträglichen 
Weltwirtschaft gehören zusammen‘‘. 

„Wer das Zwei-Grad-Ziel für richtig hält, und hierzu hat die internationale Staatengemeinschaft sich 
bekannt, der muss anerkennen, dass dieses Ziel auch eine feste Obergrenze für den Ausstoß von 
Treibhausgasen bedeutet‘‘, sagte Wolfgang Lucht vom Potsdam-Institut für 

Klimafolgenforschung. „Hieran gemessen genügen die bislang vorliegenden Zusagen für eine 
Verringerung der Emissionen keineswegs. Bliebe es dabei, wäre weltweit mit zunehmend 
einschneidenden Folgen des Klimawandels zu rechnen. Ein Anstieg des Meeresspiegels, 
tiefgreifende Veränderungen bei Ökosystemen und eine Abnahme der landwirtschaftlichen 
Produktivität in wichtigen Regionen können durch effektive Klimaschutzmaßnahmen vermieden 
werden.‘‘ Sinnvoll wäre, wenn die Staatengemeinschaft für jedes Jahrzehnt bis 2050 
Emissionsmengen festlegen und verteilen würde.  

Martin Faulstich, Vorsitzender des Sachverständigenrates für Umweltfragen (SRU), betont: 
„Für Europa ist eine sichere Stromversorgung, die vollständig auf erneuerbaren Energien beruht, 
technisch möglich und langfristig die kostengünstigste Option. Die EU sollte daher mit gutem 
Beispiel vorangehen. Wichtig ist daher: Ein 30 Prozent-Klimaschutzziel für 2020, verbindliche 
Vorgaben zur Energieeffizienz und einen weiteren Fahrplan zum Ausbau der Erneuerbaren 
Energien bis 2030. Wer im Klimaschutz voranschreitet, wird auch industriepolitisch gewinnen‘‘. Die 
zunächst hohen Investitionen für die erneuerbaren Energien lösen Innovationen aus, sind eine 
wirksame Gegenmaßnahme gegen die sich abzeichnende Rezession in Europa und vermeiden 
zudem Energie- und Umweltfolgekosten. 

In Durban wird auch über die Weiterführung des Kyoto-Protokolls mit neuen Zielen für die Zeit nach 
2012 verhandelt. Zwar hat nur ein Teil der Industrieländer signalisiert, sich bereits in Durban für die 
Zeit nach 2012 weiter zu verpflichten. Dennoch darf die politische Bedeutung des Protokolls nicht 
unterschätzt werden. Viele Staaten haben sich bereits freiwillig eigene Ziele zur 
Emissionsbegrenzung gesetzt und Maßnahmen zu ihrer Umsetzung eingeleitet. Diese reichen in der 
Summe allerdings nicht aus, um mehr als zwei Grad Celsius Erwärmung zu vermeiden. Der WBGU 
hat dargelegt, dass hierfür bis Mitte des Jahrhunderts nicht mehr als 750 Milliarden Tonnen CO2 aus 
fossilen Quellen emittiert werden sollten. Für die Erreichung der zwei Grad Celsius-Grenze ist 
deshalb entscheidend, dass auch die freiwillig angebotenen Emissionsminderungen aller Staaten 
erhöht werden. Letztlich geht jedoch kein Weg an einem rechtsverbindlichen, ausreichend 
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ambitionierten Abkommen vorbei, das alle Staaten einschließt. Weitere Verzögerungen beim 
Klimaschutz bergen die Gefahr, dass langfristig notwendige Emissionsminderungen nur mit hohem 
finanziellem und technischem Aufwand erreichbar sein werden. Ein fortschrittlicher Klimaschutz 
muss sich auch auf neue Allianzen und Klimaschutzinstrumente wie die Einführung regionaler 
Emissionshandelssysteme stützen. Diese zeigen, dass Staaten ambitionierte Klimaschutzstrategien 
umsetzen können und eine klimaverträgliche Entwicklung ohne erhebliche Wohlstandseinbußen 
möglich ist.  
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